STREBS – Die Machenschaften der Stadt Bamberg mit der St.-Getreu-Straße
Wir möchten Ihnen nur kurz unsere s.o. "Ersterschließungssituation" schildern. Unsere Straße war eine von 9 Straßen, die die Verwaltung priorisierte für die Ersterschließung, ca im Juni 2018.

Wir (Anlieger) haben uns zunächst in einer Unterschriftenaktion zusammengeschlossen und dem OB das Schreiben am 9.11.2019 mit der Erläuterung übergeben, dass die Straße schon lange erschlossen ist. (Anlage: Dokument von 1934 die Herstellungskosten d. Straße schließen den Gehsteig mit ein)

Am 16.1.2019 wurde in Bausenat der kostenpflichtige Ausbau beschlossen: Zarte Versuche die Rechtmäßigkeit der Ersterschließung in eine 2. Lesung zu verschieben wurden seitens der Verwaltung mit folgender Begründung erstickt: wenn es dadurch zu solcher Verzögerung komme, dass die Abrechnung nicht mehr rechtzeitig vor dem 31.3.2021 bei den Anwohnern ist, machen sich die Stadträte persönlich in Höhe der Kosten strafbar, sie handeln "treuewidrig".

Kurzum in der Vollsitzung am 27.2.2019 wurde ein Parkplatz am Wald aus der Abrechnung für die Anlieger heraus genommen.

In der örtlichen Presse wurden Ende Januar 2019 die Projektkosten für unsere Straße mit 1.225 T€ veröffentlicht. Zwischenzeitlich ist der Ausbau seit 11/2020 beendet, die Endabrechnung der STRABAG liegt seit 16.12.2020 der Verwaltung vor. 

In der Vorlage für den Stadtrat vom 13.1.2021 ergeben sich abrechenbare Gesamtkosten von 2.011 T€ + nicht benannte Baueinrichtungs- und Planungskosten. Man kann durchaus von Gesamtkosten von 2,2 MIO bis 2,3 MIO ausgehen.

Zudem referiert die Verwaltung, dass sie auf der 90%igen Abrechnung bestehen müsse und verweist auf die Corona-Problematik. (2018 hat niemand auf uns gehört, als wir nur eine seit über 50 Jahren vernachlässigte Straße wieder in Stand gesetzt haben wollten. Das wäre für die Stadt viel, viel billiger zu haben gewesen.)

Am 8.1.2021 schrieb die Verwaltung an die BI eine Rechtfertigung ihrer Sichtweise und argumentierte nur mit Behauptungen,  z.B. dass die Sicherungshypotheken per se in den 1970er gelöscht wurden, weil das Bundesbaugesetz am 30.6.1961 in Kraft trat und dort die gesetzl. Zugriffsmöglichkeit eingeräumt ist. 

IN WAHRHEIT wurden die Hypotheken 1940 bezahlt und auch gelöscht, die Hauptkasse bestätigte damals dem OB den Geldeingang. Dies belegen unser Dokumente (Anlage: ein Beispiel Zahlungsaufforderung + Bestätigung Hauptkasse von 1940).

Interessanterweise wurde in der Sitzungsvorlage zur Stadtratsitzung am 26./27.1.2021 der untere Straßenabschnitt herangezogen, obwohl er in den 1990ern bereits ohne abzurechnen ausgebaut wurde. Zunächst hatten wir die Befürchtung, dass in einer Art Misch-Rechnung wir bis zum Stichtag am 31.3.2021 auch für die damaligen Ausbaukosten herangezogen werden könnten. Nun kam bei einer Besprechung "Runder Tisch" am 18.1.2021 eine unschlagbare Tatsache heraus: Die damalige Schlussrechnung sei unauffindbar und außerdem sei das Ganze verjährt.

Die Antwort auf dieses Schreiben haben wir vor der Finanzsenatssitzung am 26.1.2021 dem Stadtrat und dem OB zur Verfügung gestellt (Anlage: Runder Tisch). 

Daraufhin hat der Stadtrat in seiner Vollsitzung am 27.1.2021 entschieden, dass auf 60% der Gesamtkosten z.G. der Anlieger verzichtet wird. Wir sollen also für eine Straße, die nach unserer Meinung schon seit 1958 erschlossen ist und nie richtig Instand gesetzt wurde, aber von öffentlichen Bussen und Zulieferdiensten für Klinik und Altenheim und schweren Baufahrzeugen ramponiert wurde, noch 40% bezahlen.

All unsere Dokumente wurden von der Verwaltung ignoriert und der Stadtrat falsch informiert. 

Wir stehen vor der Klage, wenn uns demnächst die Bescheide ins Haus flattern.

Mit freundlichen Grüßen

Bürgerinitiative St. Getreu Straße Bamberg

